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im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 

32-70-00/Th  24.05.2019 

Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der Ermächtigung zur Festlegung von be-
stimmten Gebieten zum Schutz freilebender Katzen auf die Gemeinden 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Landesregierung beabsichtigt, mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der Er-
mächtigung zur Festlegung von bestimmten Gebieten zum Schutz freilebender Katzen die Zu-
ständigkeit zum Erlass entsprechender Verordnungen auf die Gemeinden zu übertragen.  

Die ablehnende Stellungnahme des SGSA vom 05.02.2019 (11 Seiten) und der Gesetzentwurf 
vom 15.05.2019 (LT-Drs. 7/4370, 11 Seiten) sind zu Ihrer Kenntnis beigefügt.  

Am 22.05.2019 fand im Landtag die erste Lesung des Gesetzentwurfs ohne Debatte statt. Der 
Gesetzentwurf wurde zur Beratung in den Ausschuss für Landwirtschaft, Umwelt und Energie 
überwiesen.  

Im Rahmen der Ausschussanhörung werden wir zu dem Gesetzentwurf erneut Stellung nehmen 
und die vorgesehene Übertragung dieser neuen Aufgabe aus folgenden Gründen ablehnen:  

-  wegen der fehlenden Notwendigkeit,  
-  wegen der fehlenden Effizienz,  
-  wegen der fehlenden Wirtschaftlichkeit,  
-  wegen der fehlenden Vollziehbarkeit und 
- wegen des fehlenden Mehrbelastungsausgleichs und Verstoßes gegen das Konnexitätsge-

bot.  
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Dies ist nun bereits der dritte Anlauf der Landesregierung in dieser Sache. In den ersten Ent-
würfen sollte die Ermächtigung den Landkreisen unter Berücksichtigung eines entsprechenden 
Mehrbelastungsausgleichs übertragen werden.  

Nun soll diese Ermächtigung - erstmalig und ohne tragfähige Begründung - auf die Gemeinden 
übertragen werden und dann auch noch ohne Mehrbelastungsausgleich, was wir strikt ablehnen.  

Wir bitten zunächst um Kenntnisnahme. Über die weiteren Entwicklungen werden wir aktuell 
berichten.  

Mit freundlichen Grüßen 

Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 

Anlagen 


